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1)

2)

Initiative flir mehr Freiheit und Soziale Marktwirtschaft

Wir wollen, dass den Menschen und den Betrieben netto mehr in den Taschen bleibt! Damit star-
ken wir die Investitions- und Innovationskraft der Wirtschaft und die Kaufkraft der Buirger. Wir sor-
gen dafir, dass sich Leistung wieder lohnt. Als Einstieg in das Programm zum umfassenden Ab-
bau von Steuern und Abgaben ,3 mal 40“ machen wir zum 1. Januar 2003 die von Rot-Grin be-

schlossene Okosteuererhéhung riickgangig und stellen so Wirtschaft und Verbrauchern pro Jahr
Uber 3 Milliarden € zusatzlich zur Verfigung.

Umgehend werden wir mit den Arbeiten an einer groften Steuerreform beginnen, um bis zum Ende
der nachsten Legislaturperiode den Eingangstarif unter 15 % und den Einkommensteuerspitzen-
satz unter 40 % zu driicken und ein einfacheres, verstandlicheres und vor allem faires Steuerrecht
zu schaffen. Damit werden alle Steuerzahler entlastet.

Sofort nach Regierungsiibernahme werden wir damit beginnen, unser Konzept umzusetzen, die
Beitragssatze zur Sozialversicherung zu senken und mittelfristig dauerhaft auf unter 40 % zu be-
grenzen.

So sorgen wir daflir, dass Schritt fuir Schritt die Staatsquote, also der Anteil der gesamtwirtschaftli-
chen Leistung aller Burger, der Gber den Staat umverteilt wird, Iangerfristig auf unter 40 % gesenkt
wird. Dazu muss der Zuwachs der Staatsausgaben Uber Jahre hinaus hinter dem Wirtschafts-
wachstum zurtckbleiben.

Wir werden die Investitionsquote des Bundes schrittweise auf 12 % anheben. Der ausgeglichene
Haushalt muss mit dem Ziel mdglichst hoher Investitionen verknlpft werden. Die rot-griine Bun-
desregierung hat die Reduzierung der Nettoneuverschuldung mit einer deutlichen Rickfuhrung der
Investitionsquote auf nur mehr 10,1 % im Jahr 2002 erkauft und damit Wirtschaft und Arbeitsmarkt
und langfristig auch dem Staatshaushalt schweren Schaden zugefigt.

Initiative fiir mehr Wachstum im Mittelstand

Der Mittelstand muss wieder Motor des Wachstums werden. Von 1980-2000 hat der Mittelstand in
Deutschland 2,9 Millionen Stellen geschaffen, wahrend die GroRunternehmen rund 1 Million Stel-
len abgebaut haben. Die rot-griine Bundespolitik war einseitig auf GroRunternehmen und Gewerk-
schaften ausgerichtet — auf Kosten des Mittelstands in Deutschland. Damit neue Arbeitsplatze ent-
stehen, werden wir als SofortmalRnahme im Vorgriff auf die groe Steuerreform die Investitionsfa-
higkeit und -bereitschaft kleinerer und mittlerer Unternehmen gezielt starken: Wir werden die Wert-
grenze fur sofort abschreibungsfahige Wirtschaftsglter (geringwertige Wirtschaftsguter) von bisher
410 € auf 800 € anheben. Wir wollen die Eigenkapital- und Liquiditatssituation des Mittelstandes
durch Verbesserungen bei der Ansparricklage férdern.

Unser Ziel ist es, den Zugang mittelstandischer Unternehmen zu Fremdfinanzierung ebenso zu
erleichtern wie den Betrieben héhere Eigenkapitalquoten zu ermdéglichen. Wir werden daflr sor-
gen, dass die Férderbanken des Bundes DtA und KfW die Mittelstandsférderung in den kommen-
den Jahren deutlich verstarken, damit sich auch die Hausbanken wieder starker engagieren. Die
neuen Bankenrichtlinien fir die Eigenkapitalunterlegung von Krediten an Unternehmen (,Basel 11*)
stellen die Kreditversorgung des Mittelstandes auf neue FuRe. Wir werden sorgfaltig darauf ach-
ten, dass es bei der Umsetzung der Richtlinien in EU-Recht nicht zu einer Benachteiligung des Mit-
telstandes kommt.

Die Investitionskraft der Kommunen starken wir bereits zum 1.1.2003 durch die Senkung der Ge-
werbesteuerumlage auf das Niveau vor der Schroder-Steuerreform. Damit erhalten die Gemeinden
jedes Jahr zusatzliche Mittel von Uber 2 Milliarden €, was besonders Handwerk und Mittelstand zu
Gute kommt.
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Wir werden die Bauwirtschaft stabilisieren. Dazu werden wir vor allem die voéllig zum Erliegen ge-
kommene Investitionsbereitschaft im privaten Wohnungsbau wiederherstellen. Wir werden die Be-
schrankungen der Verlustverrechnung fir den Mietwohnungsbau wieder auftheben, die Abschrei-
bungsbedingungen verbessern und die Spekulationsfrist splrbar verkirzen. Wir werden dafiir sor-
gen, dass ein groRerer Erhaltungsaufwand bei vermieteten Objekten steuerlich wieder auf mehrere
Jahre verteilt werden kann.

Wir werden die Wettbewerbsfahigkeit des deutschen Gliteverkehrsgewerbes starken. Die Einnah-
men aus der LKW-Maut werden wir nach Abzug der Systemkosten und des Harmonisierungsvo-
lumens in den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur investieren.

3) Initiative zur Blirokratiebefreiung

Wir machen unseren Staat entscheidungsfreudiger und schneller, damit wirtschaftliche Dynamik
und unternehmerische Initiative den dringend nétigen Freiraum erhalten. Vor allem der Mittelstand
resigniert zunehmend.

Unmittelbar nach der Bundestagswahl werden wir eine Task-Force zur Modernisierung und Buro-
kratiebefreiung unter Federfiihrung des neu zugeschnittenen Bundesministeriums fir Wirtschaft
und Arbeit einrichten, die mit Experten und Politikern besetzt sein und ein umfassendes Konzept
zur Burokratiebefreiung erarbeiten wird. Bereits nach zwei Monaten wird die Task-Force einen
Zwischenbericht geben und erste Handlungsvorschlage zur Blrokratiebefreiung vorlegen. Eine Pe-
titionsstelle wird dafiir sorgen, dass Vorschlage und Anregungen nicht nur von groRen Organisati-
onen, sondern auch von betroffenen Blrgern ausgewertet und in die Arbeit eingebracht werden.

Die Task-Force Biirokratiebefreiung wird nach Abschluss ihrer Arbeit in einen ,Biirokratie-TUV*
Uberfuhrt, der die standige Aufgabe hat, eine strenge Evaluierung der Gesetzesfolgen vorzuneh-
men und bestehende Vorschriften in engen zeitlichen Abstanden zu tberprifen.

Wir werden Gesetze und Vorschriften, die Burger und Wirtschaft mit hohem Aufwand belasten,
vermehrt zeitlich befristen (Gesetze mit Verfallsdatum), um ihre regelmafige Uberprifung sicher
zu stellen.

Wir werden das vor allem die Wirtschaft einengende Gesetzes-, Verordnungs- und Richtlinienge-
flecht, fir das die Riester-Rente und Schroders 630-Mark-Birokratiemonster abschreckende Bei-
spiele sind, konsequent durchforsten, nachhaltig ausdiinnen und radikal vereinfachen. Die Beweis-
last muss kiinftig der haben, der neue Vorschriften fordert, nicht mehr der, der sie vereinfachen
und abschaffen will.

Wir wollen, dass die bislang unvermeidbaren ,Behérdengange” kiinftig so weit wie moglich von zu
Hause oder vom Biiro aus erledigt werden kdnnen. Wir werden die Gemeinden, Stadte und Land-
kreise unterstitzen, auch in ihrem Verantwortungsbereich das wirtschafts- und birgerfreundliche
E-Government umfassend einzusetzen.

Wir werden die Aufgaben und Verantwortlichkeiten zwischen Bund, Landern und Gemeinden wie-
der klar trennen, den Landern mehr Entscheidungsfreiheit einrdumen und daflr sorgen, dass die
jeweilige staatliche Ebene ihre Kernaufgaben wieder besser erflllen kann — die innere und duliere
Sicherheit, ein leistungsfahiges Schul- und Hochschulsystem, eine hochmoderne Infrastruktur, ein
zukunftsfestes Sozialsystem.

4) Initiative flr Unternehmensgrindung

Deutschland liegt beim ,Grunderklima“ im Staatenvergleich auf einem blamablen 22. Platz. Wir
werden die Griindung neuer Existenzen vorantreiben und eine neue Grinderwelle in Deutschland
ausldsen. Dies ist angesichts von 40.000 Unternehmenspleiten im Jahr 2002 unerlasslich. Jeder
Existenzgriinder schafft im Schnitt etwa drei neue Arbeitsplatze. Wenn die Selbstandigenquote von
heute 9,9 % um nur 0,1 Prozentpunkte gesteigert wird, kbnnten damit tiber 100.000 neue Arbeits-
platze entstehen.
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Um dieses Ziel mdglichst schnell zu erreichen, werden wir das sogenannte Scheinselbstandigen-
gesetz aufheben. Es hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Grinderwelle der neunziger Jahre
zusammengebrochen und die Zahl neu entstandener Betriebe in Deutschland seit 1998 um 27 %
zurtckgegangen ist.

Wir werden daflir sorgen, dass alle Existenzgriinder in Deutschland tber das Internet Zugriff auf
ein GrinderinfoNetz haben, in dem sie sich Uber die Foérdereinrichtungen von Bund, Landern und
Kommunen, die Infrastrukturen fir Griinder, aber auch lber die Beratungs- und Hilfsmdglichkeiten
durch Business Angels oder Senior Advisors informieren kénnen. Das GriinderinfoNetz wird die
Grundlage fiir ein deutschlandweites Benchmarking der Griinderférderung sein.

Wir werden die steuerliche Behandlung von Chancenkapital in Deutschland sehr schnell verbes-
sern. Die Rahmenbedingungen fir die Eigenkapitalfinanzierung missen international wettbewerbs-
fahig werden. Deshalb werden wir die Wesentlichkeitsgrenze fiir die Steuerfreiheit von Beteili-
gungskapital, die die rot-griine Bundesregierung auf 1 % abgesenkt hat, auf 10 % anheben.

Wir werden die Unternehmungsgriindungen in Deutschland deutlich leichter machen. Der blrokra-
tische Aufwand, dem sich die Unternehmensgrinder in Deutschland gegentiber sehen, ist im in-
ternationalen Vergleich ein echter Wettbewerbsnachteil. Unser Ziel ist es, in den kommenden vier
Jahren beim zeitlichen und finanziellen Aufwand den Abstand zur Weltspitze zu halbieren.

Wir werden bei jungen Menschen die Neugier und Bereitschaft wecken, selbst unternehmerisch
tatig zu werden — durch Erganzung des Informations- und Unterrichtsangebots an Schulen und
Hochschulen, durch Vortrage von Unternehmen und Wirtschaftsfachleuten durch Betriebsbesuche
und durch Junior-Wettbewerbe fur die Einubung von Selbstandigkeit an den Schulen.

5) Initiative High-Tech-Standort Deutschland

Wir werden die technologische Wettbewerbsfahigkeit Deutschlands starken und bereits im Bun-
deshaushalt 2003 durch Umschichtungen die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass fiir die Tech-
nologien der Zukunft mehr Mittel zur Verfiigung stehen. Die Entwicklung und Produktion von Hoch-
technologien auf breiter Front (Information und Kommunikation, Gen- und Biotechnologie, Bionik,
Opto-Elektronik, Neue Materialien, Nanotechnologie, Luft- und Raumfahrt, Umweltwissenschaften,
Medizintechnik, Mechatronik) und ihre schnelle und breite Anwendung in allen Bereichen der Wirt-
schaft — in Handwerk, Industrie und Dienstleistungsgewerbe - und zwar in ganz Deutschland ist die
Kernvoraussetzung daflir, dass die Arbeitsplatze der Zukunft wieder in Deutschland entstehen.
Vorbild fiir die verstarkte Hochtechnologieférderung ist der erfolgreiche BioRegioWettbewerb.

Wir werden schnell nach der Regierungsbildung das Hochschulrahmengesetz so andern, dass die
Zustandigkeiten zugunsten der Lander und des Wettbewerbs weitgehend entflochten werden. Un-
sere Hochschulen brauchen mehr Freiheit, um ihre angestammte Leistungsfahigkeit wieder zu-
rickzuerobern.

Wir werden mit Wirtschaft und Wissenschaft den Aufbau eines umfassenden Informationsnetzes
Uber das Internet vorantreiben, mit dem Hochschulen, Forschungseinrichtungen und alle Angebote
des Technologietransfers miteinander verbunden werden. Das hilft gerade dem Mittelstand, der oft
nicht in der Lage ist, eigene Forschungs- und Entwicklungskapazitaten aufzubauen.

Wir werden daflrr sorgen, dass in Deutschland erprobt werden kann, was in Deutschland entwi-
ckelt wurde. Wie wollen wir Technologie verkaufen, die wir nicht vorher bei uns zu testen bereit
waren? Wir werden zum Beispiel dafiir sorgen, dass die Nutzung des schnellen Massentransport-
mittels Transrapid in Deutschland nicht allein unter kurzfristigen Rentabilitdtsaspekten, sondern
auch als wichtiges Referenzobjekt deutscher Ingenieurleistungen und Anlagenbauer bewertet wird.

Wir streben eine starkere Vernetzung der deutschen und europaischen Forschungsforderpolitik an.
Angesichts der Globalisierung gilt es, ganz Europa zu einem starken und schlagkraftigen For-
schungs- und Innovationsraum zu machen. Die deutsche Forschungspolitik muss Motor der Ent-
wicklung eines europaischen Forschungs- und Innovationsnetzes sein. Ein erster Schwerpunkt
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6)

wird dabei das endlich anlaufende Galileo-Projekt sein, mit dem die Europaer unabhangig vom
amerikanischen GPS ein eigenes Satellitensystem schaffen mit einem riesigen Nutzungspotenzial,
zum Beispiel bei der Verkehrslenkung und Logistik.

Wir werden die Prasenz des High-Tech-Standorts Deutschland im Ausland intensivieren. Dazu
werden wir nach dem Beispiel der erfolgreichen deutschen Leistungsschau 1984 in Japan mindes-
tens jedes zweite Jahr eine deutsche Leistungsschau im Ausland durchfiihren. Spatestens in zwei
Jahren wird die erste Leistungsschau in Shanghai stattfinden, der derzeit dynamischsten Wachs-
tumsregion der Welt.

Initiative Flexibler Arbeitsmarkt

Wir werden die Verkrustung des deutschen Arbeitsmarkts beseitigen und mit neuen Konzepten
Bewegung und Flexibilitdt schaffen.

Auch kleine Jobs missen sich lohnen: Statt die Schwarzarbeit auf niedrigstem Niveau zu Lasten
der sozialen Sicherungssysteme zu legalisieren, setzen wir darauf, den Niedriglohnbereich attrak-
tiv zu machen. Mit unserem ,Drei-Saulen-Modell* werden wir die 325-€-Grenze fiir Geringverdiener
auf 400 € anheben, die Belastung mit Sozialversicherungsbeitragen streichen und eine pauschale
Steuerpflicht von 20 % fiir den Arbeitgeber einfiihren. Fir Arbeitnehmer, die zwischen 401 € und
800 € verdienen, werden wir die Sozialversicherungsbeitrage senken. Arbeitslose, die eine Arbeit
annehmen, mit der sie weniger verdienen als mit den bisherigen sozialen Leistungen, erhalten als
Anreiz einen Aufstockungsbetrag. Dieses Konzept wird bereits 2003 in Kraft treten. Damit kdnnen
bis zu 800.000 neue Beschaftigungsverhaltnisse entstehen.

Mit uns wird der Grundsatz gelten: Wer arbeitet, muss mehr verdienen als wenn er nicht arbeitet.
Sozialhilfe ist eine zweite Chance — sie darf kein Lebensstil sein! Arbeitslose mussen sich ernsthaft
und nachprufbar um Arbeit bemihen, sich weiterqualifizieren oder gemeinnitzige Arbeit leisten.
Wer dazu nicht bereit ist, erhalt nur mehr gekirzte Leistungen. Wir werden die Zumutbarkeitsre-
geln verscharfen und die Beweislast umkehren. Wir werden Arbeitslose férdern aber auch fordern.

Wir werden auch die Schaffung regularerer Arbeitsplatze in privaten Haushalten férdern. Die von
uns geplante attraktive Gestaltung des Niedriglohnsektors wird hierzu ebenso einen Beitrag leisten
wie die steuerliche Berucksichtigung von Kinderbetreuungskosten zwischen 1000 € und 5000 €
jahrlich pro Kind ab 2003 und die stufenweise Einfliihrung des Familiengeldes ab 2004.

Wir werden alle Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf ihre Wirksamkeit hin Gberprifen.
Das gilt auch fur Arbeitsbeschaffungsmafinahmen, die vor allem in Bereichen mit guter Arbeits-
marktlage zuriickgefahren werden kénnen.

Wir wollen die Vermittlung, Betreuung und Qualifizierung von Arbeitslosen aus einer Hand: Fur alle
Arbeitssuchenden und alle Arbeitsanbieter gibt es kiinftig nur mehr eine Anlaufstelle: die JobCen-
ter, die Mittel der aktiven Arbeitsférderung erhalten. Dazu werden wir auch Arbeitslosen- und Sozi-
alhilfe zusammenfihren. Die Finanzierung dieser Einrichtungen wird unter der CDU/CSU-
geflhrten Bundesregierung nicht zu Lasten der Kommunen gehen.

Wir schaffen fir Unternehmen und private Zeitarbeitsfirmen mehr Mdglichkeiten fir Leiharbeit. Wir
werden die Beschrankung fur befristete Arbeitsvertrage zwischen Leiharbeitnehmer und Verleiher
abschaffen, die Héchstdauer der Uberlassung eines Leiharbeitnehmers an denselben Entleiher um
12 auf 36 Monate er-weitern und das Synchronisationsverbot autheben. Daneben werden wir die
Leiharbeit in gemeinniitziger Tragerschaft an Brennpunkten der Arbeitslosigkeit gezielt férdern. Ei-
ne Ubernahme von Arbeitslosen in 6ffentliche Leiharbeit zur statistischen Verdrangung von Ar-
beitslosigkeit wird es mit uns nicht geben.

Den generellen Rechtsanspruch auf Teilzeit werden wir auf Zeiten der Kindererziehung und Pflege
begrenzen und die Mdglichkeiten fur die Befristung von Arbeitsverhaltnissen erweitern.

Statt die Uber 55-jahrigen aus dem Arbeitsmarkt auszugrenzen, setzen wir auf gezielte Weiterbil-
dung und Qualifizierung alterer Arbeithnehmer. Wenn die Gesellschaft altert, kann die Belegschaft
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nicht immer jinger werden. Das tatsachliche Renteneintrittsalter muss sich wieder starker dem ge-
setzlichen Renteneintrittsalter annahern. Um die Beschaftigungschancen von alteren Arbeitssu-
chenden zu verbessern, sollen sie bei Abschluss eines neuen Arbeitsvertrages die Mdglichkeit er-
halten, gegen eine vorab festgelegte Abfindung auf eine eventuelle Kiindigungsklage zu verzich-
ten. Wir werden priifen, ob durch eine Ubertragung des Optionsmodells auf Langzeitarbeitslose
auch fur diese zusatzliche Chancen am Arbeitsmarkt entstehen.

— Wir unterstitzen Eltern, die Familie und Erwerbstatigkeit miteinander vereinbaren wollen, durch ein
bedarfsgerechtes, vielfaltiges Kinderbetreuungsangebot. Die Unternehmen fordern wir auf, techni-
sche Berufe verstarkt auch fir Frauen zu 6ffnen und Fort- und Weiterbildungsangebote so zu ges-
talten, dass Frauen der Wiedereinstieg in den Beruf erleichtert wird.

— Wir werden den Spielraum fiir betriebliche Blindnisse flr Arbeit erweitern, um in Krisensituationen
Arbeitsplatze vor dem Konkurs zu retten. Neben Lohn und Arbeitszeit miissen auch die Beschafti-
gungsaussichten in den Giinstigkeitsvergleich einbezogen werden. Den Tarifparteien muss zur Si-
cherung der Tarifautonomie jedoch ein begriindetes Einspruchsrecht bleiben.

— Wir werden die gerade fur mittelstandische Betriebe kostentreibenden Teile der Novelle des Be-
triebsverfassungsgesetzes zuriicknehmen, das Mitbestimmungsverfahren schneller und effizienter
machen und die GroRe der Betriebsrate und die herabgesetzten Schwellenwerte fiir freigestellte
Betriebsrate fir kiinftige Wahlperioden Uberpriifen.

— Wir werden die Zuwanderung in den deutschen Arbeitsmarkt zuverlassig und wirksam begrenzen
und steuern und in die Arbeitslosigkeit bzw. Sozialhilfe verhindern. Angesichts von 4 Millionen Ar-
beitslosen besteht auf absehbare Zeit im Bereich der einfachqualifizierten Tatigkeiten kein Bedarf
fur weitere Zuwanderung.

7) Initiative Der Osten kommt in Schwung

— Noch in diesem Jahr sorgen wir mit einem kommunalen Investitionsprogramm im Umfang von
einer Milliarde € dafur, dass Stadte und Landkreise im Osten wieder die dringend nétigen Arbeiten
an Krankenhausern, Schulen, Kindergarten, Sport- und Kultureinrichtungen leisten kdnnen. Damit
helfen wir zugleich vielen existenzbedrohten mittelstdndischen Unternehmen und Handwerkern.
Die Handwerker wollen keine ruhige Hand, sondern Arbeit um ihre Hdnde zu bewegen! Finanziert
wird das Programm aus Rickzahlungen der EU fiir nicht verbrauchte Strukturfondsmittel.

— Dariber hinaus legen wir ein Sonderférderprogramm ,Offensive Zukunft Ost* auf, um mit einer
weiteren Milliarde € Mittelstand, Existenzgriinder und Innovationen in Ostdeutschland zu unterstut-
zen. Existenzgrinder bendtigen in den ersten Jahren zur Verbesserung ihrer Kreditwurdigkeit er-
weiterte Moglichkeiten der 6ffentlichen Haftungsfreistellung und der privaten und 6ffentlichen
Chancenkapitalfinanzierung. Im Rahmen dieser Offensive werden wir auch besondere Anreize fir
Investitionen von Unternehmen in Forschung und Entwicklung in Ostdeutschland geben. Nachdem
der Bund und seine Sondervermégen an fast 400 Unternehmen unmittelbar und mittelbar mit mehr
als 25 Prozent beteiligt sind, erfolgt die Finanzierung dieser Offensive auch aus Privatisierungser-
I6sen.

— Im Rahmen der Offensive Zukunft Ost werden wir die Forschungsinfrastruktur und die Innovati-
onspotenziale in Ostdeutschland starken. Forschungseinrichtungen in den ostdeutschen Landern
werden wir ebenso wie technologieorientierte Griindungen an Universitaten und Fachhochschulen
gezielt fordern und mit Chancenkapitalgebern und unternehmensnahen wissensbasierten
Dienstleistern vernetzen. Auf diese Weise entstehen neue Cluster als Basis fur die Wirtschafts-
strukturen der Zukunft.

— Die Ansiedlung der geplanten europaischen Spallations-Neutronenquelle im Raum Halle/Leipzig
fur die Materialforschung kann ein zusatzlicher Leuchtturm fir die Forschungslandschaft in Ost-
deutschland sein. In den landlichen Raumen werden wir ein Netz von Bildungseinrichtungen und
Transferstellen fiir die Informationstechnologie errichten.
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— Damit ostdeutsche Unternehmen rascher und flexibler handeln kénnen, werden wir bei der Buro-
kratiebefreiung in Ostdeutschland einen besonderen Schwerpunkt setzen. Durch Experimentier-
und Offnungsklauseln werden wir die Méglichkeit eréffnen, auf die spezifischen Herausforderun-
gen in Ostdeutschland gezielte Antworten geben zu kénnen. So werden wir, um den Aufbau von
Unternehmen in der Grindungsphase zu erleichtern, fiir Existenzgrinder in Ostdeutschland die
Befristung von Arbeitsverhaltnissen auf bis zu 4 Jahre generell ermdglichen, den Anspruch auf
Teilzeit aussetzen und die Existenzgriinder von statistischen Meldepflichten befreien. AulRerdem
werden wir die Geltung des Verkehrswegebeschleunigungsgesetzes in den ostdeutschen Landern
tiber 2004 hinaus verlangern. Dazu werden wir ein eigenes Paket ,Offnungsklauseln fiir Arbeit und
Wirtschaft“ vorlegen.

— Wir werden die Liquiditat der kleinen und mittleren Unternehmen durch eine Ausweitung der Ist-
Besteuerung in der Umsatzsteuer auf Unternehmen bis zu 2,5 Millionen € Umsatz pro Jahr
verbessern. Unternehmensgriinder in Ostdeutschland sollen die ersten Steuererklarungen fiir Er-
tragssteuern erst nach zwei Jahren abgeben missen.

— Die absurde Situation, dass Uber finanzielle Zuwendungen — wie finanzielle Hilfen zur Férderungen
der Mobilitat - Abwanderung noch geférdert wird, muss dort abgeschafft werden, wo sie kontrapro-
duktiv ist.

Finanzierung der Offensive 2002

Wir machen keine leeren Versprechungen. Die gezielten Malinahmen, die wir 2002 und 2003 umset-
zen werden, kosten 9 bis 10 Mrd. €, das sind rund 4 % des Bundeshaushalts (250 Mrd. €). Diesen
Betrag kdnnen wir solide finanzieren durch die Riickflisse aus der EU fir nicht verbrauchte Struktur-
fondsmittel, durch die Privatisierung von Bundesbeteiligungen sowie durch Umschichtungen und Ein-
sparungen im Bundeshaushalt. Einsparpotentiale sehen wir auch bei der Bundesanstalt fir Arbeit.

Die finanziellen Spielraume fir die grof3e Steuerreform und die Einfihrung des Familiengeldes, die wir

ab 2004 in Stufen umsetzen werden, werden wir mit unserer Politik fir mehr Wachstum und Beschaf-
tigung sowie durch Strukturreformen der Sozialversicherungen Stiick fir Stlick erarbeiten.

Nach: Vorgelegt von Edmund Stoiber und Lothar Spath am 12. Juli 2002 vor der Bundespressekonferenz

@ Bundesanstalt fiir Arbeit Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Regensburger StralRe 104, 90478 Nirnberg, Tel.: 0911/179-0, Fax: 0911/179-3258



	Offensive 2002. Aufschwung für Arbeit. Stoiber-S�

